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Methodenbewertung im Krankenhaus 

Beschlussfassung der Protonentherapie zur 
Behandlung des Ösophaguskarzinoms wird 
ausgesetzt 
Berlin, 15. Dezember 2011 – Bis zum Vorliegen ausreichend belastba-
rer Studienergebnisse wird die Beschlussfassung zur Protonentherapie 
bei der Behandlung des Ösophaguskarzinoms (Speiseröhrenkrebs) 
ausgesetzt. Einen entsprechenden Beschluss, der bis zum 31. Dezem-
ber 2018 gültig ist, fasste der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) 
heute in Berlin.  

Bis zum Ende der Aussetzungsfrist können Patientinnen und Patienten, 
die an einem Ösophaguskarzinom leiden, mit Protonentherapie behan-
delt werden, sofern die ebenfalls vom G-BA beschlossenen Qualitätsan-
forderungen erfüllt sind. Das Ösophaguskarzinom ist ein bösartiger Tu-
mor der Speiseröhre, der aufgrund der meist späten Diagnosestellung 
häufig mit einer schlechten Prognose einhergeht. 

Die Protonentherapie ist eine spezielle Form der Strahlentherapie. Für 
die Bewertung der Protonentherapie zur Behandlung des 
Ösophaguskarzinoms wurden die verfügbaren wissenschaftlichen Veröf-
fentlichungen mit dem Ergebnis ausgewertet, dass noch keine abschlie-
ßende Aussage über den Nutzen der Protonentherapie bei dieser Er-
krankung abgeleitet werden konnte. Der G-BA sprach sich deshalb dafür 
aus, dass das Potenzial der Therapie bei der Behandlung dieser Erkran-
kung anhand von Studien systematisch untersucht und dabei auch die 
Bewertung der Lebensqualität einbezogen werden sollte. 

Die Beschlüsse des G-BA werden dem BMG zur Prüfung vorgelegt und 
treten nach erfolgter Nichtbeanstandung und Bekanntmachung im Bun-
desanzeiger, frühestens am 1. März 2012, in Kraft. Die Beschlusstexte 
einschließlich der tragenden Gründe werden in Kürze im Internet veröf-
fentlicht: 

http://www.g-ba.de/informationen/beschluesse/zum-aufgabenbereich/25/ 

Der G-BA hat den Auftrag, Untersuchungs- und Behandlungsmethoden, 
die zu Lasten der GKV im Rahmen einer Krankenhausbehandlung an-
gewandt werden oder angewandt werden sollen, daraufhin zu überprü-
fen, ob sie für eine ausreichende, zweckmäßige und wirtschaftliche Ver-
sorgung der Versicherten unter Berücksichtigung des allgemein aner-
kannten Standes der medizinischen Erkenntnisse erforderlich sind 
(§ 137c SGB V). Dabei besteht auch die Möglichkeit, eine abschließen-
de Entscheidung bis zum Vorliegen aussagefähiger Studienergebnisse 
auszusetzen. 

http://www.g-ba.de/informationen/beschluesse/zum-aufgabenbereich/25/�
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Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er 
bestimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreter und Patientenvertreterinnen an den Beratungen des G-
BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der 
medizinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, 
die medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog 
der Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitäts-
managements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 
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